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Die Reaktion der Juristen auf Terrorismus und Terrorismus¬
bekämpfung
Eine Zeitschriftenauswertung
Nach Meinungsumfrage war der Terrorismus zeitweise nach
der Arbeitslosigkeit das wichtigste Thema für die Bevölke¬
rung der Bundesrepublik. Das muß zu dem Schluß führen,
daß es in den letzten Jahren für die Rechtspflege als die
Institution neben der Polizei, die am stärksten auf die
Bekämpfung des Terrorismus ausgerichtet sein muß, das
wichtigste Thema war.
Mit einer Auswertung und Analyse der meist gelesensten
juristischen Fachzeitschriften soll geprüft werden, ob
die obige Hypothese zutrifft und weiter, wie Juristen
auf das Thema Terrorismus reagieren; in die Analyse werden
auch die eigenen Erfahrungen des Verfassers als Jurist und
Richter einfließen.




















































Diese Zeitschriften haben im wesentlichen die gleiche
Aufteilung: Hauptaufsätze, Kurzbeiträge, Rezensionen,
Informationen aus dem Rechtsbereich und Rechtsprechung,
also die Wiedergabe von schriftlichen Gerichtsentschei¬
dungen. Dieser Teil nimmt etwa den halben Zeitschriften¬
raum ein; in der DRiZ indes zur 10 %, in der ZRP gibt
es keinen Rechtsprechungsteil. Der Rezensionsteil liegt
zumeist unter 5 %; im AnwBl gibt es ihn nicht. Der Infor¬
mationsteil hat verständlicherweise bei den Standesorganen
eine besondere Bedeutung; in der DRiZ nimmt er unter Ein¬
beziehung des eingehefteten Informationsblatts des Deut¬
schen Richterbunds etwa 20 % des Raumes ein.
Die ausgewerteten Zeitschriften sind rein fachlich auf
die juristische Profession ausgerichtet; sie beschäftigen
sich im wesentlichen mit juristischen und nur am Rande
mit rechtspolitischen Problemen (im Informationsteil kehrt
sich allerdings die Rangfolge um). Mit diesen zumeist nur
dann, wenn es um Gesetzesvorhaben geht. Auch dabei wird
weitgehend juristisch, teilweise allerdings auch mit
Primärerfahrungseinschüben und nur selten sozialwissen-
2)
schaftlich argumentiert. Allerdings sind selbst in der
Praktiker-Zeitschrift MDR Kurzbeiträge über "Levin Schücking
und Annette v. Droste-Hülshoff", "Das Narrenschiff (Seba¬
stian Brant) Berufsprobleme des Matthias Claudius" zu
finden (Jahrgänge 1975/76).
Die 5 Jahrgänge der Zeitschriften von 1974 bis 1978 wurden
ausgewertet. Dabei wurde das Thema Terrorismus und Terro¬
rismusbekämpfung nicht eng begrenzt, eine inhaltliche
Wertung ist aber in der Regel unterblieben. Bei der DRiZ
ist noch zusätzlich ausgewertet worden, welchem Raum das
Thema Terrorismus am Gesamtumfang der Zeitschrift einnahm.
In dieser Zeit gab es folgende Terror-Aktionen und -Prozesse:
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Sept. 1974 Beginn des Berliner Prozesses gegen
Ulrike Meinhoff und Horst Mahler wegen
der Baader-Befreiung
Nov. 1974 Ermordung des Berliner Kammergerichts¬
präsidenten v. Drenkmann
Febr. 1975 Entführung des Berliner CDU-Vorsitzen¬
den Lorenz
April 1975 Anschlag auf die Deutsche Botschaft in
Stockholm
Mai 1975 Beginn des Stammheim-Prozesses
April 1977 Ermordung des Generalbundesanwalts Buback
Juli 1977 Ermordung des Bankiers Ponto
Sept. 1977 Entführung des Arbeitgeberpräsidenten
Schleyer
Okt. 1977 Entführung der Lufthansamaschine/




Im Jahre 1974 hat sich außer der DRiZ mit einem Beitrag
über den v.Drenkmann-Mord noch keine Zeitschrift mit dem
Terrorismus befaßt. Dieser Begriff erscheint auch in
keinem Stichwortverzeichnis^ ab 1975 indes immer in DRiZ
und ZRP, in NJW und JZ mit Jahrgangsunterbrechungen, im
AnWBl erst seit 1977; in MDR überhaupt noch nicht.
Die Gesetzeslage nach den Antiterror-Gesetzen wird aber
in Informationsberichten (z.B. "Bericht aus Bonn", wie
es in der ZRP heißt), wie auch in Beiträgen (Rieß, JZ
und ZRP 1977, Sturm, MDR 1976) niemlich breit wiederge¬
geben. Rieß und Sturm arbeiten im Bundesjustizministerium;
es handelt sich offensichtlich um Referenten, die an der
Ausarbeitung der Gesetze beteiligt waren. Derartige
Beiträge entsprechen einer jahrzehntealten Juristentradi¬
tion und sich auch traditionell verfaßt, also nahezu ohne
gesellschaftlichen oder politischen Bezug, als handle es •
sich um Gesetze zum Hypothekenrecht.
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Konkreter und engagierter, aber noch völlig im juristi¬
schen Bereich verlief eine Kontroverse zum Notstands¬
problem des § 34 StGB, der sowohl beim Geiselaustausch
wie auch bei der Kontaktsperre der inhaftierten Terro¬
risten und bei polizeilichen Straßenkontrollen ange¬
sprochen war (Amelung, Lange, Schwabe, Böckenförde, NJW
1978). Auffallend eine für den Stil einer juristischen
Zeitschrift nicht übliche polemische Diskussion zwischen
dem ehemaligen Generalbundesanwalt Martin und dem hessi¬
schen Verfassungsschutzpräsidenten Schwagerl zum Thema
Verfassungsschutz (JZ 1975).
Näher am Thema Terrorismusbekämpfung steht die verhält¬
nismäßig heftige und durchaus gesetzgebungskritische
Diskussion um die Einschränkung von Verteidigerrechte,
weil hierdurch ja nicht nur die Verteidiger in Terro¬
ristenprozesse, sondern letztlich alle Rechtsanwälte
betroffen sind. Bezeichnend die Titel von Beiträgen:
Verteidigung des Rechtsstaates oder Bekämpfung des
Verteidigers? (Knapp, AnwBl. 1975) Das Antiterrorgesetz -
eine Niederlage des Rechtsstaats (Dahs, NJW 1976; vgl.
ferner ders. ZRP 1977; Lampe, JZ 1974). Die Verfasser
sind eigentlich unpolitisch eingestellt und gehören
sicher nicht zu den Progressiven. Dieses Thema kehrte
verständlicherweise im AnwBl 1976 - 1978 in Informationen
und Berichten auf und von Anwaltstagen immer wieder.
Themen, die von den Terroristen an die Öffentlichkeit
getragen und hier lebhaft diskutiert wurden, fanden
nur geringes Interesse wie kurze Beiträge zum Hunger¬
streit (Husen, Baumann, ZRP 1977) und ein knapper
-
polemischer - Kommentar zur Isolierungsfolter (DRiZ 1974)
zeigen.
Bezeichnend für die Distanz der Juristen ist weiter ein
Betrag, der sich dem Untertitel nach mit dem Konzept
eines neuen Weges zur Abwehr des Terrorismus befaßt
(Winterfeld, ZRP 1977); denn auch hier erfolgt keine
Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen oder politi-
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sehen Hintergründen; dargestellt wird vielmehr ein klas¬
sisches Juristenproblem: Sind Gesetze erforderlich
oder nicht? Offensichtlich hat bei den Schriftleitungen
der Zeitschriften - sicher in Übereinstimmung mit dem
Leserkreis - die Auffassung vorgeherrscht, politische
Fragen im Zusammenhang mit dem Terrorismus sollten
durch Politiker abgedeckt werden (Innenminister Maihofer,
DRiZ 1976; Justizminister Vogel, AnwBl 1977, NJW 1978;
CDU-MdB Vogel, ZRP 1976; CDU-MdB Lenz, AnwBl. 1976, wie
auch den Publizisten Jürgen Tern, AnwBl. 1975). Vorwie¬
gend handelt es sich nicht um Originalbeiträge, sondern
um Reden oder um Wiedergabe eines an anderer Stelle
veröffentlichten Beitrags. Hier ist auch die Wiedergabe
eines Referats des Vorsitzenden des Deutschen Richter¬
bundes auf einer internationalen Richtertagung einzu¬
ordnen (DRiZ 1978). Mit den gesellschaftlichen Ursachen
des Terrorismus befassen sich lediglich ein Kurzbericht
über den CDU-Kongreß mit dem gleichen Thema (DriZ 1978)
und die Kurzrezension eines gleichthematigen Bandes
(DRiZ 1977).
2. Terroristenprozesse
Für Außenstehende wird schwer verständlich sein, daß es
kaum Beiträge zu Terroristenprozesse gibt. Ein Richter
befaßt sich zwar mit dem proyokativen Verhalten von
Angeklagten und Verteidiger im Gerichtssaal und empfiehlt
den Richtern das Durchgreifen (Rabe, NJW 1976). Berichte
über konkrete Prozesse gibt es so gut wie gar nicht.
Festzuhalten ist ein polemischer Bericht über Stammheim
(1,2 Seiten), der zu einem Richter-Leserbrief geführt
hat (DRiZ 1975, Tröndle, Niemöller). Einmal mehr ist
es kein Originalbericht, sondern die Wiedergabe eines
Zeitungsartikels. Ein Bericht über einen Anwaltstag
streift Stammheim (AnwBl 1976). Die anderen Terroristen¬
prozesse sind überhaupt nicht angesprochen, auch nicht
die zahlreichen zur Wiedergabe des Buback-Nachrufs (die
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allerdings in der Kritischen Justiz 1978 ausführlich
dokumentiert wurden). Kein Urteil eines Terroristen¬
prozesses wurde in den reichhaltigen Rechtsprechungs¬
teilen veröffentlicht; lediglich Entscheidungen des
Bundesverfassungsgerichts oder des Bundesgerichtshofs
zu den angeschnittenen Rechtsproblemen (JZ 1977,1978;
NJW 1978).
3. Quantitatiye_Auswertung
Anhand der Deutschen Richterzeitung (DRiZ) wurde quanti¬
tativ gemessen, welchen Raum das Thema Terrorismus am
Gesamtumfang der Zeitschrift einnahm. Aufgegliedert
wurde dabei noch zwischen der Zeitschrift selbst und
den jeder Nummer eingehefteten Informationen des Deut¬
schen Richterbundes. Diese enthalten kaum Beiträge,
sondern fast nur Berichte aus dem Verbandsleben und
der Öffentlichkeit. So liegt eine stärkere Bezugnahme
auf den Terrorismus nahe. Gegenübergestellt ist die
Kritische Justiz (KJ), eine Zeitschrift, die vom
Durchschnittsjuristen nicht gelesen wird. Ihre etwa
3000 Bezieher dürften eher unter Sozialwissenschaftlern
als unter Juristen zu suchen sein. Die Zeitschrift ist
linksliberal bis links orientiert, vertritt aber nicht
die Position der äußersten Linken oder der K-Gruppen.


















Die Unterschiede sind ganz signifikant; außer dem Jahre
1975 ist dem Thema Terrorismus/Terrorismusbekämpfung
in der KJ 5 bis 10 mal häufiger als in der DRiZ ver¬
treten. Allerdings lassen sich in der DRiZ, die als .
Monatszeitschrift natürlich mobiler als die Viertel¬
jahreszeitschrift KJ ist, die Wellen des Terrorismus
mit den Höhepunkten in den Jahren 1975 und 1977 besser
verfolgen.
4. Zusammenfassung
Die Auswertung dürfte wohl ein klares Desinteresse der
juristischen Öffentlichkeit an dem Terrorismus-Thema
gezeigt haben, das die allgemeine Öffentlichkeit als
das Wichtigste für die Rechtspflege im letzten Jahrfünft
angesehen haben wird. Dabei sind noch folgende Verhal¬
tensweisen zu beachten:
- die juristischen Autoren haben sich, wie angezeigt,
für dieses Thema wenig interessiert;
- die Redaktionen der juristischen Zeitschriften
haben ihm offenbar ebenfalls keine große Beach¬
tung geschenkt; andernfalls hätten sie über ihren
großen Beraterkreis Autoren zur Stellungnahme zu
diesem Problem aufgefordert.
Dieses Desinteresse ist indes nicht ungewöhnlich. Ähnli¬
ches ist wenige Jahre vorher für das Demonstrationsrecht
und den sich daraus ergebenden Strafprozessen festzustel¬
len, ein Thema, das 1969 ganz besonders in der allgemeinen
Öffentlichkeit diskutiert wurde. Eine Analyse des Jahr¬
gangs 1969 der DRiZ ergab, daß zwar die Schriftleitung
diesem Problem ein Monatsheft gewidmet hatte
-
was also
für den Terrorismus nicht geschehen ist -, es war aber
kein Richter mit einer umfassenden Darstellung der Pro¬
blematik betraut worden. Unter den Abhandlungen befindet
sich kein Originalbeitrag. Referiert wird aus einem
Polizeikommentar zum Versammlungsgesetz; es folgen Reden,
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eine des fortschrittlichen Sieghardt Ott und als Gegen¬
stück eine vom damaligen Bundesinnenminister Benda.
Auch unter den Kurzbeiträgen gibt es Auszüge von an
anderen Stellen erschiedenen Aufsätzen. Lediglich fünf
3)
Beiträge mit insgesamt 5 1/2 Seiten sind Original.
Folgerungen
Welche Schlüsse sind aus dieser Analyse zu ziehen? Zu
betonen ist noch, daß die reine Fachlichkeit der juri¬
stischen Zeitschriftentradition entspricht. Die Ausrich¬
tung erfolgt nicht danach, was der Richter oder Rechts¬
anwalt in seiner Rolle am liebsten lesen möchte, sondern
nach Hilfen zur Lösung von Rechtsfällen. Das bedeutet
die Diskussion juristischer Probleme. Diese werden streng
genommen als eine rein logische und nicht als eine gesell¬
schaftspolitische Aufgabe aufgefaßt und betont. Dennoch
sind in den "Alltagszeitschriften" anders als in den
rechtswissenschaftlichen (z.B. Archiv für civilistische
Praxis) Kommentare ohne weiteres zugelassen. Wenn z.B.
Beiträge über das Berufsleben von Matthias Claudius und •
über das Verhältnis von Levin Schücking zu Annette v.
Droste-Hülshoff in den fraglichen Jahren erscheinen
konnten (MdR 1975/76), so hätte es keineswegs einen
Bruch mit der Zeitschriftentradition bedeutet, wenn
ausführlich über die Terroristenprozesse berichtet
worden wäre. Hierbei ist nochmals darauf zu verweisen,
daß ja die DRiZ 1969 dem Demonstrationsrecht ein Monats¬
heft zur Verfügung gestellt hatte.
Als Gründe für diese starke Distanz von der gesellschaft¬
lichen Aktualität sind anzuführen:
- der cultural lag der Justiz, zu dem sie nach der
politischen Tendenzwende von 1972 wieder zurück¬
gefunden hat nach einer "progressiven Phase" von
1966 bis 1972;4)
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- der Terrorismus als politisches Problem; als
solches hat es sich letztlich aufgrund des großen
öffentlichen Interesses gezeigt; politische Themen
sind aber für den Juristen tabu;
- das Zerbrechen des Konsens unter den Juristen in
den Terroristenprozessen. In allen früheren "poli¬
tischen" Prozessen - zur Weimarer Zeit wie aber
auch zu der Hitlers oder Stalins - hatten die
Gerichte für die Angeklagten noch einen Rest an
Legitimation. Sie stellten es daher darauf ab,
ihr Verhalten vor Gericht, vor der so begrenzten
Öffentlichkeit zu verantworten, sei es, um darzu¬
tun, man sei kein gemeiner Verbrecher, sei es,
um das eigene Verhalten für Mit- und Nachwelt
zu erklären und zu motivieren. Für die RAF-Ange-
klagten war der Gerichtssaal aber keine Stätte
der Rechtfertigung mehr, sondern der Agitation
und Provokation. Darin wurden die Wahlverteidiger
mit einbezogen; sie waren also keine "Organe der
Rechtspflege" (§ 1 Bundesrechtsanwaltsordnung),
auch nicht Interessenvertreter nach dem neueren
Modell der "Waffengleichheit vor Gericht" als
Gegenspieler zur Staatsanwaltschaft, sondern
"Verbündete des Mandanten". Damit ist das Ge¬
richt nur noch Partei; der Konsens unter den
Juristen ist zerstört.
Das ist natürlich für die Juristenwelt und -tradition,
die gerade die juristischen Zeitschriften bewahren,
ein nahezu unfaßbares, ja ungeheuerliches Phänomen.
Deshalb die Tendenz, dieses Phänomen durch Ver¬
schweigen auszulöschen.
Alle diese Erklärungsversuche greifen natürlich ineinander.
Es wäre indes zu einfach, die geringe Reaktion auf den
Terrorismus lediglich als Verdrängungsprozeß zu sehen,
was eine Auseinandersetzung mit diesem Phänomen ausschließt.
Wahrscheinlicher sind Verarbeitungsversuche in den nächsten
Jahren, die sich auch in den Zeitschriften niederschlagen
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werden. Dabei wird die Betonung mehr auf einem funk¬
tionalen und sicherheitsstaatlichen denn einem gesell¬
schaftskritischen Ansatz liegen.
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